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Einführung und Hintergrund

Menschen ohne Papiere haben in Deutschland de facto keinen Zugang zum Gesundheitssystem. 
Dieses humanitäre Problem ist nicht neu. Bereits im Jahr 2006 hat sich die Bundesarbeitsgruppe 
Gesundheit/Illegalität (BAG) gegründet, eine Initiative von Expert:innen aus dem 
Gesundheitswesen, die sich für einen ungehinderten Zugang zur medizinischen Versorgung 
unabhängig von Herkunft und Aufenthaltsstatus einsetzt.

Mitglieder dieses Zusammenschlusses sind über 100 Organisationen und Einzelpersonen aus 
der medizinischen Praxis, aus dem Gesundheitswesen, aus Kirchen, Wohlfahrtsverbänden, 
Wissenschaft, Kommunen und nichtstaatlichen Organisationen. Viele der 
Mitgliedsorganisationen leisten seit vielen Jahren notdürftig humanitäre medizinische Hilfe 
für Menschen, die keinen Zugang zur Regelversorgung haben.

1 Der Begriff „Menschen ohne Papiere“ beschreibt Personen, die sich ohne legalen asyl- oder ausländerrechtlichen Aufenthaltstitel, ohne 
Duldung und ohne behördliche Erfassung in Deutschland aufhalten. Die europäische Nichtregierungsorganisation PICUM empfiehlt, im 
Deutschen die Bezeichnungen „ohne Papiere“, „undokumentiert“ oder „ohne Aufenthaltsstatus“ zu wählen und die Bezeichnung „illegal“ 
zu vermeiden, weil sie als ungenau und schädigend betrachtet wird: Die Existenz eines Menschen kann niemals „illegal“ sein.
2 Vereinte Nationen, 1997
3 Vereinte Nationen, 2006

Frauen ohne geregelten Aufent halts sta tus
1
 ha  -

ben in Deutschland grund sätzlich einen An  -
spruch auf Leistungen bei Schwanger schaft und 
Geburt nach § 4 Asyl be wer ber lei stungs  gesetz. 
Sie kön  nen diesen aber auf  grund der im Aufent -
haltsgesetz fest ge schrie  benen Über  mitt lungs -
pflichten de fac  to nicht in Anspruch neh men, 
ohne ei ne Ab schie bung zu riskieren. Nicht 
prak ti ka b  le Regelungen der Bedürf tig keits prü -
fung und der Kostenerstattung bei Kran  ken   -
haus behandlungen erschweren den Zu gang zu 
einer sicheren Geburtshilfe weiter.

Ob gleich Frauen innerhalb der Mutter schutz  -
fristen eine Duldung bekommen kön  nen, 
besteht kein sicherer Schutz vor Um  verteilung 
oder Abschiebung in dieser Zeit. Es gibt zudem 
gro ße Hürden bei der Aus stellung von Geburts -
urkunden und auch die ge sund heit liche Ver sor  -
gung der neu  ge bo renen Kinder ist nicht ge -

währ leistet.

Der fehlende Zugang zu ge sund heit licher Ver  -
sorgung in Schwangerschaft und Ge burt steht 
in deutlichem Ge gen satz zu in ter   na tio na len 
Men  schen rechts verträgen, die in Deutsch land 
geltendes Recht sind:

Artikel 12 der UN-Frau en rechts kon ven tion 
(CEDAW) besagt, dass die Ver trags staa ten für 
angemessene und er for der li chen falls un  ent  -
gelt liche Be treu ung der Frau wäh rend der 
Schwan ger schaft sowie wäh rend und nach der 
Ent  bindung zu sor gen haben.

2

Ar tikel 24 der UN-Kin der rechts kon ven tion 
(UN-KRK) besagt, dass die Ver trags staaten ei ne 
an ge messene Ge sund heitsversorgung vor und 
nach der Entbindung si cher zu stel  len haben.

3
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Artikel 7 Absatz 1 der UN-Kinder rechts  kon   ven -
tion (UN-KRK) sieht vor, dass neu ge  borene Kin -
der in ein Ge bur ten register ein zutragen sind.

4

Ar tikel 12 und Artikel 18 des Über ein kom  mens 
des Europarats zur Ver hü tung und Be  -
kämpfung von Gewalt ge gen Frauen und häus  -
licher Gewalt (Istanbul-Konvention) be  sagt, 
dass die Ver tragsstaaten prä ven ti ve, protektive 
und unterstützende Maß nah men er grei fen 
sollen, um die be son de ren Be darfe von 
besonders vul ne rab len Per  sonen, u. a. 
schwangere Frauen, zu be rück   sichtigen. 
Anerkennt soll auch wer  den, dass diese Gruppe 
einem be sonders ho  hen Risiko Gewalt zu er -
fahren aus ge setzt ist.

5

• 2019 Arbeitspapier „Notfallhilfe im Kran -
ken haus für Menschen ohne Papiere“
• 2022 Leitfaden "Umgang mit Forschungs- 
und Ko  ope ra tions anfragen zur Gesundheit von 
Men schen ohne geregelten Aufenthaltsstatus"
• 2023 gemeinsames Arbeitspapier mit der 
BACK „Empfehlungen zur Ausgestaltung von 
Clea  ringstellen für Menschen ohne Kran ken ver si -
che rungsschutz“

Mit dem vorliegenden Arbeitspapier 
„Gesundheitliche Versorgung von Frauen ohne 
Pa pie re im Rahmen von Schwangerschaft und 
Ge burt“ setzt die BAG Gesundheit/Illegalität 
ihre Ver öffentlichungsreihe mit 
fachpolitischen Em pfehlungen zur 
Verbesserung der ge sund heit lichen 
Versorgung von Menschen ohne Pa piere 
fort. In das Arbeitspapier eingeflossen sind 
die Ergebnisse einer Online-Befragung von 
Anlauf- und Beratungsstellen, die von Ja nu -
ar-Februar 2023 für durchgeführt wurde und 
an der sich 70 Personen aus Anlauf- und Be -
ratungsstellen über alle Bundesländer hin -
weg beteiligt haben.

4 Vereinte Nationen, 2006
5 Europarat, 2011

Politischer Kontext der Übermittlungspflichten

Seit dem Jahr 1990 sind alle öffentlichen 
Stel len verpflichtet, Namen und Adresse 
ei ner Person ohne geregelten Aufent halts -
sta tus an die Ausländerbehörde oder di -
rekt an die Po li zei weiterzugeben. Fest ge -
schrie ben wurde dies ab 1990 in § 76 Aus -

län der gesetz, ab 2005 in § 87 Aufent halts -
ge setz, das das vorab gel ten de Aus län der -
ge setz ersetzte.

Begründet wur de die Einführung dieser 
Re gelung von der da ma ligen schwarz-gel -

Bisherige Veröffentlichungen der BAG 
Gesundheit/Illegalität:

• 2007 Bericht „Frauen, Männer und Kinder oh -
ne Papiere in Deutschland – ihr Recht auf Ge -
sund heit“
• 2017 Arbeitspapier „Gesundheitsversorgung 
für Menschen ohne Papiere“
• 2018 Fallsammlung „Krank und ohne 
Papiere“
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ben Regierung damit, dass der Aufenthalt 
oh ne erforderlichen Aufent haltstitel ein 
Um stand von so we sent licher Bedeutung 
sei, dass die Aus län der be hör de in jedem 
Ein zelfall davon Kenntnis er hal ten müsse. 
Kir chen, Ge werk schaf ten, NGOs und Wohl -
fahrt   verbände übten von Beginn an deut -
li che Kritik an den Über mitt lungs -
pflichten.

6

Im Jahr 2006 legte die Fraktion Bündnis 90/
Die Grü nen einen Gesetzentwurf vor, der 
un ter an de rem vorsah, Sozialbehörden, 
Kran  ken häu sern, Schulen und Kin der gär -
ten, Ar beits ge richte aus der Über mitt -
lungs pflicht heraus zu nehmen, um Men -
schen ohne Papiere Zu gang zu ge sund heit -
li cher Versorgung, zu Bil dung und zur 
Kla ge vor Arbeitsgerichten zu er mög li -
chen.

7
 Der Entwurf wurde vom Bun des  tag 

ab gelehnt. 

Im Jahr 2009 legte die SPD-Fraktion einen 
Ge  set  zesentwurf vor, der vorsah, die 
Über  mitt lungs pflicht ausschließlich auf 
Po lizei- und Or d nungsbehörden sowie auf 
öf fentliche Stel len, die mit der Aufgabe 
der Strafverfolgung be traut waren, ein zu -
schrän ken.

8
 Auch dieser Ent wurf wurde 

vom Bundestag abgelehnt.

Im Jahr 2011 hat die schwarz-gelbe Bun -
des  tags  mehrheit eine Gesetzesänderung 

be  schlos sen und Schulen, Bildungs- und 
Er zie hungs  ein rich tungen von der Über -
mitt  lungs pflicht nach § 87 Aufent halts ge -
setz aus ge nom men.

9
 Dies sollte Familien 

die Furcht vor Ent deckung des illegalen 
Aufent haltes nehmen und den Be such von 
öf fent lichen Schulen so wie Bildungs- und 
Er ziehungseinrichtungen für Kinder er -
leich tern. 

Die Übermittlungspflichten weiterer öf -
fent li cher Stellen blieben jedoch bestehen. 
In den Fol  gejahren wurden die Vorschläge 
zur wei ter führenden Einschränkung der 
Über mitt lungs  pflichten von den Frak tio -
nen im Bun des tag kaum wieder auf ge -
griffen.

10

In ternationale Menschenrechtsausschüsse 
for   der ten Deutschland mehrfach auf, die 
Über  mitt lungspflichten abzuschaffen.

11
 

In keinem anderen europäischen Land 
sind die für die Gesundheitsversorgung 
zu ständigen staat  lichen Stellen ver pflich -
tet, Menschen oh ne geregelten Aufent -
halts status an die Ord nungs  behörden zu 
melden.

In der Kampagne „GleichBeHandeln“ for -
der ten über 80 Organisationen die Ein -
schrän kung der Übermittlungspflichten. 
Mehr als 26.000 Men  schen versammelten 

6 Cyrus, 2017
7 BT-Drucksache 16/445
8 BT-Drucksache 17/56
9 BT-Drucksache 17/6497
10 Cyrus, 2017
11 UN Committee on the Elimination of Discrimination against Women, 2017; UN Committee on Economic, Social and Cultural Rights, 
2018; UN Committee on the Elimination of Discrimination against Women, 2023
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Schwangere Frauen, die gesetzlich ver si -
chert sind, können regelmäßige Vor sor ge -
un  ter su chun gen in Anspruch nehmen, bei 
de nen eine Anamnese erhoben wird, nach 
Be schwerden gefragt und körperliche Un -
ter suchungen wie Blutdruckmessung, Ge -
wichts kontrolle, Blut ab nah men und Urin -
un tersuchungen durch ge führt werden.

13

Der Anspruch auf ärztliche Betreuung und 
Heb ammenhilfe in der Schwangerschaft 
und nach der Entbindung ist in § 24d SGB V 
ge regelt. Welche ärztlichen Leistungen in 
der Schwangerschaft und im Wochenbett 
vor  ge se hen sind, legen die Mutterschafts-
Richt linien des Gemeinsamen Bun des aus -
schuss (G-BA) genauer dar.

14
 Welche 

Leistungen frei be ruf li che Hebammen er -
brin gen und mit den Kran ken kassen ab -
rech nen dürfen, ist im Heb am men hil -
fe-Vertrag geregelt.

15

Vorsorgeuntersuchungen in der Schwan -

ger  schaft sind wichtig, um möglichen 
Schwan ger schaftskomplikationen vor zu -
beu gen. Sie soll ten zu Beginn der Schwan -
ger  schaft regulär ein mal im Monat, ab der 
32. SSW regulär alle zwei Wochen statt -
finden.

Blutuntersuchen schlie ßen aus, dass die 
schwan  gere Frau eine In fek tions krankheit 
wie z.B. HIV oder Hepatitis hat, die auf das 
Kind über tragen werden kann oder des sen 
Ent  wick lung beeinträchtigen kann. Zu den 
Blut  un ter su chungen gehört auch die Be -
stim  mung des Rhe susfaktors. Diese ist 
wich tig, um fest zu stel len, ob sich das Blut 
von Mutter und Kind ver tra gen oder ggf. 
ei ne Anti-D-Prophylaxe an ge zeigt ist, um 
mög lichen Ent wick lungs pro ble men des 
Kin des vor zu beu gen.Mit einem Glu ko se to -
le ranztest in der 25. bis 28. Schwanger -
schafts woche kann ein Schwangerschafts -
di  a be tes festgestellt wer den.

Anforderungen an eine sichere Schwangerschaftsvorsorge

12 Koalitionsvertrag 2021 – 2025, S. 111: „Die Meldepflichten von Menschen ohne Papiere wollen wir überarbeiten, damit Kranke nicht 
davon abgehalten werden, sich behandeln zu lassen.“
13 Gemeinsamer Bundesausschuss, 2021, World Health Organization, 2016
14 Gemeinsamer Bundesausschuss, 2021
15 GKV-Spitzenverband, Berufsverbände der Hebammen, 2015

sich hinter dieser For  de rung und un ter -
schrie ben eine Petition für das Grundrecht 
auf medizinische Ver sor gung.

Ein erster Erfolg der zi vil ge sell schaft li -
chen An strengungen wurde im Jahr 2021 
er zielt: Im Ko alitionsvertrag der Bun des -

re gierung wurde ver einbart: „Die Mel de -
pflich ten von Men schen ohne Papiere wol -
len wir überarbeiten, da mit Kranke nicht 
da von abgehalten werden, sich behandeln 
zu lassen.“

12
 Jetzt gilt es, das Vor haben 

umzusetzen.
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Schwangerschaftsvorsorge für Frauen ohne geregelten 

Aufenthaltsstatus

Frauen ohne geregelten Aufenthaltsstatus 
ha ben in Deutschland Anspruch auf 
Leistungen bei Schwangerschaft und Ge -
burt nach § 4 Abs. 2 Asyl be wer ber lei -
stungs  gesetz (AsylblG). Der Leistungs an -
spruch bei Schwangerschaft und Ge burt 
ist nicht eingeschränkt, sondern ent -
spricht dem Leistungsanspruch gesetzlich 
kran  ken ver sicherter Frauen.

Frauen ohne Papiere müssen vor der In an -
spruch   nahme von Leistungen jedoch einen 
An  trag beim zuständigen Sozialamt stel -
len. So zial äm ter sind durch die in § 87 
Abs. 2 des Aufent halts gesetzes fest ge -
schrie  benen Über  mitt lungs pflich ten dazu 
ver pflichtet, die Daten von Men schen oh -
ne geregelten Aufenthaltsstatus an die 

Aus  län  derbehörde weiterzugeben.

In der Folge mei den Frauen ohne Papiere 
ei ne Schwanger schafts vorsorge in der 
ärzt lichen Re gel ver sor gung aus Angst vor 
ei ner Abschiebung. Me di zi ni sche Ver sor -
gung wird teils erst spät in der Schwan -
ger  schaft gesucht. Aktuell wird Schwan -
ger  schaftsvorsorge für Frauen ohne ge re -
gel  ten Aufent  haltsstatus regional sehr un -
ter  schied lich or ganisiert, teils durch Ano -
ny  me Be  hand lungsschein- und Clea ring -
stel  len, durch hu  ma  ni täre Sprech stun den 
oder durch zi vil ge sell  schaftlich or ga ni -
sier te und auf eh ren amt lichem En ga ge -
ment ba sie ren de Anlaufstellen.

16 World Health Organization, 2022
17 Bundesministerium für Gesundheit (BMG): Gesund.bund.de: Schwangerschaftsvorsorge: Untersuchungen und Beratung

Während der Schwangerschaft sind in 
Deutsch   land regulär drei Ultra schall un ter -
su  chungen vor gesehen, zwischen der 9.-
11., der 19.-22. und der 29.-32. Schwan ger -
schafts  woche. Die Welt ge sund heits or ga ni -
sa tion em pfiehlt, dass min destens ein Ul -
tra schall in den ersten 24 Schwan ger  -
schafts wochen durch geführt wird. Hier -
durch können u.a. der Geburtstermin be -
stimmt, Mehr lings schwan gerschaften er -
kannt und mögliche Fehl entwicklungen des 
Kin  des bemerkt werden.

16
 

Ein Großteil der Untersuchungen, bis auf 
den Ultraschall, kann sowohl von Gy nä ko -
log:innen als auch von Hebammen durch -
geführt wer den.

17

Der Mutterpass, in dem alle Befunde und 
ge  plan ten Termine dokumentiert werden, 
wird der schwangeren Frau ausgehändigt, 
mit der Em pfehlung, ihn stets bei sich zu 
tragen.
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In einigen Bundesländern und einigen 
Städ  ten ist eine Schwangerschaftsvorsorge 
über ano ny me Behandlungsscheine mög -
lich (Thüringen, Bre men, Leipzig und 
Ham  burg

18
). In einigen Städ ten (Berlin, 

Frank  furt/Main, Köln) bieten An laufstellen 
des Öf fentlichen Ge sund heits dienstes eine 
kosten  lose medizinische Schwan ger -
schafts   vor sorge für Menschen ohne Kran -
ken  ver si che rung. In manchen Regionen 
gibt es kei ne bekannten Strukturen, die ei -
ne Schwan ger  schaftsvorsorge für Frauen 
oh ne Papiere er  mög lichen, hier sind privat 
oder durch Spen den von ehrenamtlichen 
Or  ga ni sa tio nen finanzierte Un ter su chun -
gen oft die ein zige Option.

Die Malteser Medizin für Menschen ohne 
Kran   ken versicherung berichtet, dass ein 
Viertel der Pa tient innen

19
, die ihre 

Standorte im Jahr 2022 aufgesucht haben, 
schwanger wa r en.

20
 Ärzte der Welt 

berichten, dass schwan   gere Patientinnen 
ohne Kran ken ver   sicherungsschutz

21
, die 

ihre An lauf stel len aufsuchten und vorher 
noch keine Vor  sor  geuntersuchung in 
Anspruch ge nom  men hat  ten, im Schnitt 
erst in der 20. SSW (2021) bzw. in der 18. 
SSW (2022) bei ih nen vor stellig wurden.

22

In einer Befragung, die die BAG Gesundheit/
Il  legalität für die Erstellung der vor lie gen -
den Broschüre im Januar/Februar 2023 

durch  geführt hat, berichten Anlauf- und 
Be  ra tungs stellen für Menschen ohne 
Kran  ken versicherung, dass der Zeitpunkt 
der er sten Beratung in der Schwan ger -
schaft sehr unterschiedlich sei: während 
man che Frau en im ersten Schwan ger -
schafts drittel vor stellig werden, kommen 
ma chen Frauen, ins besondere aus Furcht 
vor einer dro hen den Abschiebung, auch 
erst mit einer weit fort geschrittenen 
Schwan ger schaft zur Be ra tung. 

Ei ne wichtige Anlaufstelle auch für Frauen 
oh  ne Papiere sind Schwanger schafts be ra -
tungs  stellen, die zwar keine Schwanger -
schafts  vorsorge anbieten, die aber kosten -
los und anonym zu allen Fragen im Zu -
sam  men hang mit einer Schwangerschaft 
be  ra ten.

Mitarbeitende von Schwanger schafts be ra -
tungs stellen unterliegen der Schwei ge -
pflicht und dürfen keine Daten an Polizei 
oder Ausländerbehörde weitergeben. 
Fach  kräf te in Beratungsstellen, Praxen 
oder Kran kenhäusern dürfen die Schwei -
ge  pflicht ein zig dann brechen, wenn ein 
kon kreter Ver dacht auf Kindes wohl ge -
fähr dung be steht, bei Vernachlässigung, 
kör perlicher oder sexualisierter Gewalt; in 
die sem Fall ist das zuständige Jugendamt 
zu in for mieren.

18 in Hamburg ist die Schwangerschaftsvorsorge über anonyme Behandlungsscheine seit dem Jahr 2019 jedoch nur bis zur 34. 
Schwangerschaftswoche möglich; begründet wurde diese Einschränkung mit der Möglichkeit, mit Beginn der Mutterschutzfrist eine 
Duldung zu beantragen und darüber Leistungen über AsylbLG zu erhalten (Flüchtlingszentrum Hamburg, 2020)
19 darunter Menschen ohne geregelten Aufenthaltsstatus, EU-Bürger:innen und deutsche Staatsbürger:innen
20 Malteser Medizin für Menschen ohne Krankenversicherung, 202
21 darunter Menschen ohne geregelten Aufenthaltsstatus, EU-Bürger:innen und deutsche Staatsbürger:innen
22 Ärzte der Welt, 2021, 2022
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Die Unterstützung von Menschen in vul ne -
rab len Lebenssituationen ist eine zentrale 
Auf gabe des Öffentlichen Ge sund heits dien -
stes (ÖGD). Der Öf fent li che Ge sund heits -
dienst ist so zial kom pen sa torisch für die 
ge sund heitliche Ver sor gung von Menschen 
zu  stän dig, die keinen oder nur einen er -
schwer ten Zugang zur am bulanten oder 
sta  tio nären Kranken ver sor gung haben.

23

Alle Mitarbeiter:innen der Ge sund heits äm -
ter ge hören zum Personenkreis nach § 203 
Abs. 1 StGB oder zu deren berufsmäßigen 
Ge hilfen, unterliegen da mit der Schwei ge -
pflicht und dürfen keine Daten an Aus län -
der behörde oder Polizei weitergeben.

Die Aufgaben des ÖGD werden auf Lan des e -
be ne in den jeweiligen Ge sund heits dienst -
ge set zen geregelt und diese weisen in den 
ein zel nen Bundesländern deutliche Un ter -
schie de auf. Mehr noch: die Auf ga ben be -
schrei bungen bleiben zudem häufig un -
scharf.

24

Aktuell sehen nur die Gesund heits dienst -
ge setze von Berlin, Bremen, Hessen und 
Meck lenburg-Vor pom mern vor, dass der 
Öf fentliche Ge sund heits dienst Be hand -
lungs angebote für Menschen, die kei nen 
Zu gang zu gesundheitlichen Re gel  ver sor -
gung haben, auch selbst vor halten könne.

25

Eine kostenlose medizinische Schwanger -
schafts   vorsorge für Menschen ohne Kran -
ken  ver sicherung durch den Öf fent lichen 
Ge  sund heits dienst ist daher auch nach wie 
vor die Ausnahme: 

In Berlin bieten die Zentren für sexuelle 
Ge  sundheit und Familienplanung an den 
Ge  sund heitsämtern eine kostenlose 
Schwan   ger  schafts vorsorge für Frauen ohne 
Kran ken ver si cherung an. In Frank furt/
Main hält die hu ma nitäre Sprech stunde im 
Ge  sund heits amt ein ver gleichbares An ge -
bot vor und in Köln die Be ra tungsstelle für 
Fa milienplanung am Ge sund heitsamt.

Für die Jahre 2021-2026 stellt der Bund im 
Rah  men des Paktes für den Öf fent lichen 
Ge  sund heits dienst 4 Milliarden Eu ro für 
Per  so nal auf bau, Digitalisierung und die 
Schaf fung mo der ner Strukturen so wie zu 
ei ner nachhaltigen und lang fristigen Stär -
kung des ÖGD zur Ver fü gung.

26

Wünschenswert wäre, dass Angebote ei ner 
kosten losen medizinischen Schwan ger   -
schafts   vor sorge für Menschen ohne Kran -
ken  ver sicherung an Ge sund heits ämtern im 
Rah  men der geplanten Weiterentwicklung 
des ÖGD flä chen deckend ausgebaut 
werden.

16 World Health Organization, 2022
17 Bundesministerium für Gesundheit (BMG): Gesund.bund.de: Schwangerschaftsvorsorge: Untersuchungen und Beratung

23 Teichert & Tinnemann (Hrsg.), 2020
24 Mylius, 2016
25 Recherche in den Gesundheitsdienstgesetzen der Länder, 6. Januar 2023
26 Bundesministerium für Gesundheit (BMG): Pakt für den Öffentlichen Gesundheitsdienst

Exkurs I: Weiterentwicklung des Öffentlichen Gesundheitsdienstes - hin zum 
Ausbau kostenloser Angebote der Schwangerschaftsvorsorge in den 
Gesundheitsämtern?
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Das Recht auf reproduktive Gesundheit um -
fasst nicht nur den Zugang zur Schwanger -
schafts vorsorge und Geburtshilfe, sondern 
auch die Möglichkeit, sich gegen das Aus tra -
gen einer Schwangerschaft zu ent schei den 
und die Schwangerschaft abzubrechen.

In Deutschland ist ein Schwanger schafts ab -
bruch nach § 218 Strafgesetzbuch (StGB) 
grund sätzlich rechtswidrig, bleibt auf Grund -
la  ge der sogenannten Be ra tungs regelung aber 
un  ter bestimmten Be dingungen straffrei.

27

Die Kosten für einen Schwanger schafts ab -
bruch nach der Beratungsregelung werden 
nicht von den Krankenkassen übernommen, 
son  dern müs sen selbst getragen werden. Je 
nach  dem, ob der Abbruch medikamentös 
oder operativ vor ge nommen wird und welche 
Nar koseart ge wählt wird, entstehen Kosten 
zwi schen 350 und 600 Euro.

28

Mittellose schwangere Frauen können bei der 
Kran kenkasse einen Antrag auf Kosten über -
nah me eines Schwangerschaftsabbruchs nach 
§§ 19 und 21 Schwanger schafts konfliktgesetz 
(SchKG) stellen, auch wenn sie keine Kran -
ken  ver sicherung haben. Zu ständig ist jede ge -
setz  li che Krankenkasse am Ort ihres Wohn sit -
zes oder ihres ge wöhn lichen Aufenthalts, der 
An  trag kann auch schrift lich gestellt werden. 
Die Kran ken kassen rechnen die Kosten, die 
sie zu nächst übernommen haben, an schlie -
ßend mit dem Land ab.

Die Bewilligung einer Kostenübernahme für 
ei  nen Schwangerschaftsabbruch wird da -
durch er schwert, dass Frauen ohne Papiere 
oft keine for mellen Nachweise erbringen kön -
nen, die be stätigen, dass sie mittellos sind 
und dass Sie die Kostenübernahme an ih rem 
ge wöhnlichen Aufent haltsort be an tragt ha -
ben. Zudem un ter lie gen sowohl die Kranken -
kas sen als auch die zu ständigen Lan des be hör -
den grundsätzlich den Über mitt lungs pflich -
ten nach § 87 Aufent halts gesetz und es kann 
nicht ausgeschlossen wer den, dass sie Aus län -
der behörde oder Po li zei informieren, wenn 
sie Kenntnis vom il le galen Aufenthalt der 
schwan geren Frau erhalten.

Aktuell ist der Zugang zu Schwanger schafts -
ab   brü chen für Frauen ohne geregelten 
Aufent haltsstatus regional sehr un ter -
schiedlich:

In Berlin besteht eine Vereinbarung zwi -
schen der Berliner Senatsverwaltung für Wis  -
sen  schaft, Gesundheit, Pflege und Gleich stel -
lung und den Krankenkassen, dass Frauen, die 
ei ne Kostenübernahme bei einer Kran ken kas -
se beantragen, keine Papiere vorlegen müs -
sen, son dern Beratungsstellen formlos be stä -
ti gen kön nen, dass sie ihren gewöhnlichen 
Aufent  halt in Berlin haben und die Kosten für 
den Schwanger schafts abbruch nicht selbst 
tra gen können und da mit die Voraus set zun -
gen für ei ne Kosten übernahme der Kran ken -
kas sen vor liegen.

27  Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA): Schwangerschaftsabbruch: Rechtslage, Indikationen und Fristen.
28 Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA): Die Kosten eines Schwangerschaftsabbruchs.

Exkurs II: Schwangerschaftsabbrüche
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In Hamburg leiten die Krankenkassen die Da -
ten zu Abrechnungszwecken auf Anfrage ano -
ny  misiert an die zuständige Landes behörde 
wei  ter. Frauen, die eine Kostenübernahme bei 
ei  ner Krankenkasse beantragen, legen kurz 
schrift  lich dar, dass sie mittellos sind und die 
Kosten für einen Schwangerschaftsabbruch 
nicht tragen können und dass Hamburg ihr 
ge  wöhn licher Aufenthaltsort ist, die  Be stä ti -
gung durch eine Beratungsstelle ist nicht er -
for  derlich.

Trotz der bestehenden Regelungen in Berlin 
und Hamburg scheitert eine Kosten über nah -
me der Krankenkassen laut Berichten von An -
lauf- und Beratungsstellen auch dort aber 
häu fig daran, dass die bestehenden Re ge lun -
gen bei Kran ken kassen mit ar bei ter:innen nicht 
bekannt sind oder nicht ak zeptiert werden.

In Thüringen stellt der Verein Anonymer 
Kran  ken schein Thüringen e.V.

29
 anonyme Be  -

hand    lungsscheine auch für Schwanger schafts -
abbrüche aus, in Leipzig übernimmt dies die 
Clearingstelle und Anonymer Be hand   lungs -
schein Leipzig e.V.

30
. In vielen an de  ren Re gio -

nen gibt es keine Ver ein ba rungen auf kom mu -
na ler oder Landesebene, die einen Zu gang zur 
Schwanger schafts ab brüchen für Frau en ohne 
Pa piere er leichtern.

Oft scheitert eine Kosten über nahme durch die 
Krankenkassen daran, dass diese einen Nach  -
weis für den gewöhnlichen Aufenthalt der 
Frau en einfordern, den diese nicht er brin  gen 
kön nen. Teilweise bieten dann al ter na tiv eh -

ren amtliche Strukturen die Mög lich keit, 
Schwanger schaftsabbrüche über Spen den  gel -
der zu finanzieren. Oft be steht jedoch kei ne 
an de re Möglichkeit für die betroffenen Frau -
en, als den Eingriff selbst zu finanzieren, ob -
gleich sie keine Mit tel dafür zur Verfügung 
ha ben. Der feh lende An spruch auf Sprach mitt -
lung im Ge sund heits wesen und die Un kennt -
nis der in Deutsch land bestehenden Fristen 
und Be ra tungs regelungen erschweren den 
Zugang zu einem Schwan ger schafts ab bruch 
weiter.

Hinzu kommt, dass die Versorgungssituation 
für ungewollt schwangere Frauen in Deutsch  -
land insgesamt eingeschränkt ist. Nach § 13 
Abs. 2 SchKG sind die Bun des länder gesetzlich 
ver  pflichtet, ausreichend und professionell 
aus  gestattete Ein rich tungen für Schwanger -
schafts  abbrüche zur Verfügung zu stellen. 
Vie  le gesetzliche Vorgaben für den Abbruch 
ei ner Schwanger schaft sowie die Stig ma ti sie -
rung durch Abtreibungsgegner:innen er -
schwe ren es Ärzt:innen aber, die Leistung 
eines Schwanger  schaftsabbruchs anzubieten.

31

Die Zahl der Einrichtungen, die melden, dass 
sie grund sätzlich Schwanger schafts ab brü che 
durch  führen, hat in den letzten zwei Jahr -
zehn  ten stark abgenommen. Die Tat sache, 
dass viele Abbrüche nicht in dem Bun des land 
er folgen, in dem die Frauen woh nen, weist 
eben falls auf eine un zu rei chende Ver sor -
gungs situation in vielen Re gio nen in 
Deutschland hin.

32

29 www.aks-thueringen.de 
30 https://cab-leipzig.de
31 Maeffert & Tennhardt, 2023
32 Prütz et al., 2022
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Krankenhäuser sind dazu verpflichtet, 
Men  schen im Notfall unabhängig vom 
Vor liegen ei nes Kran ken ver si che rungs -
schut zes zu be han deln. Dies gilt selbst ver -
ständ lich auch für schwan gere Frauen oh -
ne geregelten Aufent haltsstatus, die zur 
Ent bindung ein Kranken haus aufsuchen. 
Leistet das Kran ken haus Not hilfe, ist das 
zu ständige So zial amt nach dem „Not hel -
fer  pa ra gra phen“ § 6a AsylbLG ver pflich -
tet, die Auf wen dungen des hil  fe leistenden 
Kran  ken hau ses „in ge bo te nem Um fang“ 
rück wirkend zu ersetzen.

33

Voraussetzung dafür, dass das Sozialamt 
die Kosten der Notfallbehandlung über -
nimmt, ist, dass neben dem medizinischen 
Not fall auch ein so zialrechtliches Moment 
des Eilfalls vorliegt. Der Eilfall besteht 
laut De finition nur für die Zeit, in der das 
So zial amt keine Kenntnis von dem 
Hilfefall ha ben kann, das heißt außerhalb 
sei ner Öff nungszeiten. Nur für diese Zeit 
hat das Kran kenhaus einen eigenen 
Rechts an spruch gegenüber dem 
Sozialamt.

Sobald das So zialamt grundsätzlich 
Kennt nis von dem Hil fe fall haben kann, 
endet der Anspruch des Not helfers. Ab 
diesem Tag besteht allenfalls ein 
eigenständiger An spruch der Patient:in 
auf die Ge wäh rung von Hilfen gegen das 
Sozialamt. De fac  to ist eine Rück er stat -

tung von Kosten für die Kran kenhäuser 
da her oft nur für Ent bin dungen, die am 
Wo chenende statt ge funden ha ben, prin -
zipiell möglich. Auch ei ne Abtretung des 
An spruchs von der Pa tien tin auf das 
Kran kenhaus, um die ent standenen Be -
hand  lungs kosten rück wir kend erstattet 
zu bekommen, ist aktuell nicht möglich.

34

Das Sozialamt prüft vor einer Kosten über -
nah me zudem, ob tatsächlich eine ma te ri -
el le Hilfebedürftigkeit vorliegt und die 
Frau für die Be handlungskosten nicht 
selbst aufkommen kann (§ 7 AsylbLG, § 20 
SGB X bzw. § 24 VwVfG). Für die Be dürf -
tig  keits prü fung müssen meist um fang rei -
che Papiere wie Kontoauszüge, Miet ver -
trags kopien etc. vor ge legt werden, die 
Frau en ohne geregelten Aufent haltsstatus 
oft  mals nicht erbringen kön nen.

Die Beweislast für die Bedürftigkeit der 
Pa tientin liegt beim Kran kenhaus. Wenn 
das Krankenhaus nicht aus reichend Nach -
wei se hierfür vorlegt, wird eine Kosten -
über nahme durch das Sozialamt ab ge -
lehnt. Mündliche Aussagen von Pa -
tient:innen wer den als unzureichend ein -
ge stuft, auch wenn das Krankenhaus sie 
be stätigt. In der Praxis ist auch die Klä -
rung der Zuständigkeit des Sozialamtes 
im mer wieder problematisch: wenn keine 
Mel deadresse vorliegt und die schwan -
gere Frau ihren gewöhnlichen Aufent -

33 Bundesarbeitsgruppe Gesundheit/Illegalität, 2019
34 Hommel, 2022

Bedürftigkeitsprüfung und Kostenerstattung

Entbindungen im Krankenhaus



13

haltsort nicht nachweisen kann, kommt 
es vor, dass ein Sozialamt die rück wir ken -
de Kosten  übernahme direkt ablehnt.

Erfahrungsgemäß bekommen Kran ken -
häu ser nur einen sehr geringen Anteil der 
Kosten, die sie über den Not hel fer pa ra -
gra phen geltend ma chen, vom Sozialamt 
er stat tet. Eine Umfrage der Deutschen 
Kran ken  haus ge sell schaft zeigte, dass die 
teil neh menden Krankenhäuser im Jahr 
2018 pro Haus durch schnittlich 111.000 € 
Er lös aus  fälle hatten, weil Ansprüche auf 
eine rück  wirkende Kosten erstattung von 
Men schen ohne Kranken versicherung

35
 

nicht durch  ge setzt werden konnten.

Für die Krankenhäuser ist die Situation 
zu  gleich mit einem immensen Ver wal -

tungs  auf wand verbunden. Der ei gent liche 
Zweck des „Not helferparagraphen“ § 6a 
AsylbLG, die Hilfs bereitschaft von Kran -
ken  häu sern in Notfällen zu erhalten und 
zu unterstützen, wird so ins Gegenteil 
verkehrt.

36

In der Praxis zeigt sich, dass viele Kran -
ken  häuser vor Aufnahme eine Voraus zah -
lung oder die Unterzeichnung einer 
Selbst  zah ler-Erklärung verlangen, wenn 
kein Kosten träger bekannt ist. Anlauf- 
und Be  ra tungs stel len be rich ten zudem 
immer wie der von Fällen, in denen Kran -
ken häu ser schwangere Frauen ab weisen, 
wenn diese sich weigern, eine Selbst -
zahler-Er klä rung zu unterzeichnen. 

35 nach §§ 6a AsylbLG und §25 SGB XII, Deutsche Krankenhausgesellschaft, 2020
36 Hommel, 2022
37 Bundesarbeitsgruppe Gesundheit/Illegalität, 2019

Verlängerter Geheimnisschutz 

Sucht eine schwangere Frau ohne vorherige 
An  meldung direkt zur Entbindung ein 
Kran ken haus auf, gilt, wie in der All ge mei -
nen Ver wal tungsvorschrift zum AufenthG 
(88.2.3, 88.2.4.0, AufenthG-VwV) klar ge -
stellt, eine ver längerte ärztliche Schwei ge -
pflicht, die sich von dem behandelnden 
Per sonal auch auf das Ver wal tungspersonal 
des Krankenhauses und das So zialamt 
erstreckt.

Auch wenn das Sozialamt zur Überprüfung 
des Leistungsanspruchs eine Aus kunft der 

Aus länderbehörde einholt, ver längert sich 
die die ärztliche Schweigepflicht bis in die 
Aus länderbehörde hinein.37

In der Praxis ist nicht gewährleistet, dass 
die se Regelung ein ge hal ten wird. Anlauf- 
und Beratungsstellen be richten, es komme 
im mer noch vor, dass Kranken haus mit ar -
bei ter:innen in Unkenntnis der gel tenden 
Re gelungen die Polizei rufen, wenn Frau en 
oh ne geregelten Aufenthaltsstatus zur Ent -
bin dung ins Krankenhaus kommen.
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ver ein  bar ten Kosten von 700 Euro werden 
mehr heit lich durch die Frau en selbst oder 
durch zi vil  ge sell schaft  liche Träger über nom -
men, 100 Eu ro trägt zu  dem die Stadt. Hiermit 
soll si cher ge stellt wer den, dass Frauen ohne ge -
regelten Aufent  halts sta tus sich regulär zur Ge -
burt an ei ner Klinik an melden und dort ent bin -
den kön nen, ohne dass ihre Daten an die Aus  -
län der be hör de wei ter gegeben werden. Zu Pro  -
ble men kommt es je doch, wenn me di zi ni sche 
Kom pli ka tionen auf tre ten und ein sta tio nä rer 
Aufent halt notwendig wird.

40

In Hamburg werden Geburtskosten seit Mit te 
2019 nicht mehr aus dem Be hand lungs fonds der 
Clea  ringstelle gefördert. Be grün det wird dies 
für schwan gere Frauen ohne Pa piere da mit, dass 
sie die Möglichkeit ha ben, mit Beginn der Mut  -
ter schutz frist eine Dul dung zu be an tra gen und 
Leistungen nach dem AsylbLG zu er halten.

41

Auch in einigen anderen Städten bestehen Ko -
ope   rationsvereinbarungen mit einzelnen Kran -
ken  häusern, die vergünstige Pau scha len von 400 
bis 1000 Euro für Entbindungen von Frauen oh  -
ne Krankenversi che rungs schutz vorsehen. Die 
Kosten werden teils durch Länder oder Kom  mu -
nen über Be hand lungs budgets ge tra gen, teils 
durch zi vil ge sell schaftlich or ga ni sier te An lauf  -
stel len, die auf Spendengelder an ge wie sen sind. 
Oft sind Ver einbarungen mit Kran ken häu sern 
zu dem auf wenige Geburten pro Jahr be grenzt. 
In vie len Orten gibt es keine ver gleich ba ren Re -
gelungen oder Ko o pe ra tions ver ein barungen.

Der Zugang zur Geburtshilfe im Kran ken haus 
für oh ne Papiere ist regional sehr un ter schied -
lich or ganisiert. Auf Initiative von Ano nymen 
Be  hand lungsschein- und Clea ring stellen, hu ma -
ni  tä ren Sprechstunden oder zi vil ge sell schaft lich 
or  ganisierten An lauf stellen sind in den ver gan -
ge nen Jahren ver schiedene „kleine Lösungen“ 
eta bliert worden:

In Berlin gibt es seit dem Jahr 2015 einen Not -
fall fonds, über den Entbindungen von Mi gran -
tin nen ohne Krankenversicherung fi nan ziert 
wer  den können. Kooperierende Ge burts kliniken 
er halten feste Pauschalen, so wohl für reguläre 
va  ginale Entbindungen als auch für Kai ser -
schnit te. Die Kosten über nahmen für die ge -
burts hilf liche Versorgung können schwan ge re 
Frau en von den Zentren für sexuelle Ge sund heit 
und Fa mi  lien pla nung an den Ge sund heits äm -
tern be kom men, die auch eine kosten lose 
Schwan ger schafts   vor sorge für Frauen oh ne 
Kran  ken ver si che  rungs schutz anbieten, und von 
Schwan ger schafts  beratungsstellen freier Trä -
ger. Zu nächst war das Angebot an schwan ge re 
EU-Bür ger:innen gerichtet, seit dem Jahr 2020 
kön nen auch Entbindungen von Dritt staat  le rin -
nen über den Fonds finanziert wer den.

38
 Jähr -

lich stehen hier für aktuell 120.000 Euro zur 
Verfügung.

39

In Frankfurt/Main gibt es seit dem Jahr 2007 
ei  ne Vereinbarung zwischen dem Ge sund heits -
amt und mehreren Frankfurter Kli niken, die 
am  bu lan te Geburten für Pa tient innen der Hu -
ma  ni tä ren Sprechstunden durch führen. Die 

38 Senatsverwaltung für Gesundheit, Pflege und Gleichstellung, Berlin, 2019/2020/2021
39 Senatsverwaltung für Finanzen, Berlin 
40 Kirchhoff & Ataç, 2022
41 Flüchtlingszentrum Hamburg, 2021

„Kleine Lösungen“ in der Praxis
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oder mehr mals in kurzen Ab stän den 
erneut in die Aus länderbehörde ein be -
stellt würden.

44

Wenn eine Risikoschwangerschaft be -
steht, kann eine Duldung auch schon 
frü  her in der Schwan gerschaft erteilt 
wer  den. Auch dies wird lokal jedoch 
sehr un ter schiedlich ge hand habt und 
ei ne recht li che Grundlage hier für gibt 
es nicht.

45

Vie le schwangere Frauen sind nach Be -
rich ten von Anlauf- und Be ra tungs stel -
len ver un si chert und meiden aus Angst, 
doch ab  ge scho ben zu werden, auch bei 
Vor lie gen einer Ri si ko schwangerschaft 
eine frü here Meldung bei der Aus län -
der behörde.

Beratungsstellen be rich ten zudem, dass 
man che Aus län der be hör den darauf be -
ste hen, dass schwangere Frauen mit 
einer Dul dung in eine Ge mein schafts un -
ter kunft um ziehen müssen, obgleich 
eine pri va te Un terbringung bei 
Kindesvater, Part ner:in oder Bekannten 
möglich und von der Frau bevorzugt 
würde.

Schwangere Frauen ohne Papiere 
können für den Zeitraum der Mut ter -
schutz fristen, sechs Wo chen vor bis 
acht Wo chen nach der Ent bindung, eine 
Duldung erhalten.

42

Eine Dul dung ermöglicht den Bezug von 
Grund  lei stun gen nach dem AsylbLG 
sowie von zu sätz lichen Leistungen bei 
Schwan ger schaft und Ge burt, zum 
Beispiel für Schwan  ger schafts kleid ung 
oder Baby-Erst ausstattung. Sie er mög -
licht zudem, dass schwangere Frauen 
ih ren Anspruch auf gesundheitliche 
Versorgung in Schwan gerschaft, Geburt 
und Wo chen bett nach § 4 Abs. 2 AsylblG 
ohne Angst vor Auf deckung einlösen 
können.

In Berlin ist der Zeit raum der Duldung 
in der Schwan gerschaft aus geweitet, 
hier kön nen schwangere Frauen drei 
Monate vor bis drei Mo nate nach der 
Ge burt eine Dul dung bekommen.

43

Die Praxis der Aus län der be hör den be -
züg lich der Erteilung von Duldungen ist 
so wohl in Ber lin als auch an derswo 
jedoch un  ein heitlich. Be ra tungs stel len 
be rich ten, dass die Umsetzung der Dul -
dungs re ge lung sehr per so nen abhängig 
ist und Frau en häu fi ger weg ge schickt 

Duldung, Umverteilung und Abschiebung im Mutterschutz

Duldung

42 Bundesministerium des Innern, 2017
43 Senatsverwaltung für Gesundheit, Umwelt und Verbraucherschutz, Berlin, 2011
44 DCV & DRK, 2017, Senatsverwaltung für Gesundheit, Pflege und Gleichstellung, Berlin, 2019/2020/2021 
45 DCV & DRK, 2017
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Bei der Beantragung einer Duldung kann 
ei ne Umverteilung in ein anderes Bun -
desland nach § 15a AufenthG vor ge nom -
men werden. Um ei ne Umverteilung zu 
ver meiden, müssen zwin gen de Gründe 
nachgewiesen werden, die der Ver teilung 
an einen anderen Ort ent ge gen ste hen.

Hierfür werden regelmäßig Nachweise 
wie zum Beispiel eine bestehende Va ter -
schafts an er ken nung benötigt, über die 
schwangere Frauen oh ne geregelten 
Aufent haltsstatus oft nicht ver fü gen.

Beratungsstellen berichten, dass Um ver -
tei lun gen noch wenige Tage vor dem er -
rech neten Ge burtstermin versucht 
werden. Auch der um ge kehrte Fall wird 

von Beratungsstellen be rich tet: wenn 
schwangeren Frauen mit der Dul dung 
auch eine Umverteilung beantragen, um 
bei spielsweise in der Nähe des 
Kindesvaters zu sein, kommt es vor, dass 
diese selbst nach Vor la ge einer Vater -
schafts an er ken nung abgelehnt wird.

Insbesondere in einer potenziell vul ne -
rab len Le benssituation wie einer Schwan -
ger schaft kann eine Umverteilung mit 
gro ßer psy chi scher Belastung ein her ge -
hen und auch das Weg brechen von Un ter -
stützungsnetzwerke zur Fol ge haben. In 
der Folge führt dies häufig da zu, dass 
schwangere Frauen sich gegen die Be an -
tragung einer Duldung entscheiden.

Umverteilung

Abschiebung

Es ist aktuell nicht gesetzlich verankert, dass 
Abschiebungen innerhalb der Mut ter schutz -
fristen auszusetzen sind. Gleichwohl vertritt 
auch das Bundesministerium des Innern die 
Auf fassung, dass sich in den Zeiten des Mut -
ter schut zes vor und nach der Geburt ein 
zwin gen des Abschiebungsverbot ergebe und 
hat 2017 in sei nen Anwendungshinweisen zur 
Dul dungs re ge lung des § 60a Aufent halts ge -
setz da rauf hin ge wiesen.

46

Ähnlich die Regelung im Land Berlin, hier se -
hen die Verfahrenshinweise vor, dass „unter 

Be  rücksichtigung der besonderen Situation 
wäh rend einer Schwangerschaft“ auf die 
Durch setzung der Ausreiseverpflichtung drei 
Mo nate vor und nach Entbindung „re gel mä -
ßig ver zichtet“ werde.

47

Berichte von Anlaufstellen zeigen jedoch, 
dass schwangere Frauen teils noch bis drei 
Wochen vor dem errechneten Geburtstermin 
ab ge scho ben werden, wenn der Aus län -
derbehörde kein ärztliches Attest vorgelegt 
wurde und die polizeiärztliche Prüfung eine 
Flug rei se taug lichkeit ergeben habe.

46 Bundesministerium des Innern, 2017
47 Senatsverwaltung für Gesundheit, Pflege und Gleichstellung, Berlin, 2019/2020/2021
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Vaterschaftsanerkennung

vor der Geburt eines Kindes erfolgen und 
durch Stan desämter, Jugendämter oder 
gegen Gebühr auch durch Notar:innen 
ausgestellt werden.

Die Aus stellung der Va ter schafts an er ken -
nung durch Notar:innen ist nicht kostenfrei, 
den noch bei fehlendem Aufenthaltsstatus 
einer Be ur  kundung durch Standesämter 
oder Ju gend äm  ter ggf. vorzuziehen, da 
Notar:innen der ge setz lichen Schwei ge -
pflicht nach § 203 StGB un ter liegen und 
keine Daten an Polizei oder Aus län der -
behörde weitergeben dürfen.

Beratungsstellen berichten, dass bei 
schwangeren Frauen ohne Papiere vor der 
Ausstellung einer Vaterschaftsanerkennung 
häufig ein DNA-Test zum Va ter schafts nach -
weis eingefordert werde, da eine miss -
bräuch li che Anerkennung der Vaterschaft 
nach § 85a AufenthG vermutet werde. 

Wenn die Eltern des Kindes nicht verheiratet 
sind, ist eine Vaterschaftsanerkennung die 
Voraus  setzung dafür, dass der Vater des Kin -
des in die Geburtsurkunde eingetragen wird. 
Ist die schwangere Frau verheiratet, gilt au -
to ma  tisch der Ehepartner als Kindesvater.

Wenn der Kindsvater deutscher Staatsbürger 
ist oder eine Aufenthaltserlaubnis in 
Deutsch land besitzt, kann durch die 
Anerkennung der Va  terschaft eine Aufent -
halts berechtigung der Mut  ter und des 
Kindes abgeleitet werden (§ 27 AufenthG).

Ist der Kindesvater gesetzlich kran ken ver si -
chert, kann das Kind ab Geburtstermin auf 
An trag bei der Krankenkasse und nach 
Vorlage ei ner Geburtsbescheinigung, die das 
Kran ken haus nach der Entbindung ausstellt, 
über den Va ter kostenfrei familienversichert 
werden.

Die Vaterschaftsanerkennung kann bereits 

(Nicht-)Ausstellung von Geburtsurkunden

Eine Geburtsurkunde ist eine amtliche Be -
schei nigung über die Geburt eines Kindes, die 
vom Standesamt ausgestellt wird. Sie ist wich -
tig, um die Identität eines Kindes nach -
zuweisen und wird beispielsweise benötigt, 
um einen Reisepass oder Personalausweis zu 
be an tragen, aber auch für die Eröffnung eines 
Kon tos, die Einbürgerung, Heirat oder das An -
tre ten einer Erbschaft.

Die UN-Kinderrechtskonvention schreibt vor, 
dass Kinder unverzüglich nach ihrer Geburt in 

ein Register einzutragen sind (Artikel 7 Ab satz 
1 UN-KRK). In der Konvention ist zudem fest -
gehalten, dass die in dem Übereinkommen 
fest geschriebenen Rechte allen Kindern un ab -
hängig von Herkunft oder Status ihrer Eltern 
und unabhängig von anderen Dis kri mi nie -
rungs  merkmalen zu gewährleisten sind (Ar ti -
kel 2 UN-KRK).

48

Die Ausstellung von Geburtsurkunden zieht 
sich bei Kindern von nach Deutschland ge -
flüch teten Menschen oft über mehrere Mo na -

48 Vereinte Nationen, 1989
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Wenn diese Voraus setzungen bei den Eltern 
ab gefragt und von diesen verneint werden, 
be steht für das Stan desamt aber grund sätz lich 
keine Ver an las sung, weitere Fragen be züg lich 
des Aufent halts status der Eltern zu stel len und 
so Kennt nis vom illegalen Aufent halt der 
Eltern zu erlangen.

52

Das Vorgehen der Standesämter bei der Aus  -
stel lung von Geburtsurkunden ist hier je doch 
un einheitlich. So kann in der Praxis nicht aus -
ge schlossen werden, dass Stan des äm ter den 
Aufent haltsstatus der Eltern er fra gen und dass 
sie bei fehlendem Aufent halts status eine Mel -
dung an die Aus län der be hörde machen.

Er hält ein Kind keine Geburtsurkunde, kann 
dies schwerwiegenden Probleme nach sich 
zie  hen.  Der Zugang zu Ge sund heits ver sor -
gung, Bil dung, staatlichen Sozialleistungen 
und ge sell schaftlicher Teilhabe ist ohne ei ne 
Ge  burts ur kunde oft nur unter er schwer ten 
Be dingungen möglich.

Im Falle einer Abschiebung der Eltern kann 
das Fehlen einer Geburtsurkunde im schlimm -
sten Fall dazu führen, dass diese die El tern -
schaft nicht nachweisen können und von 
ihrem Kind getrennt werden. 

te, oft wird lediglich eine Bescheinigung über 
die Zu rückstellung der Beurkundung aus  -
gestellt.

49
 Grün de für die Nicht-Aus stel lung 

von Ge burts ur kunden sind zum Bei spiel, dass 
kein Pass oder keine Ge burts ur kun de der El -
tern vorliegt, dass ausländische Ur kunden 
nicht beglaubigt sind oder dass ei ne Va ter -
schafts anerkennung fehlt.

50

Verzögert sich die Ausstellung einer Ge burts  -
ur kun de aufgrund fehlender Nach wei se, kann 
die Ge burt dennoch registriert und zu nächst, 
bis die Identität der Eltern geklärt ist, ein Re -
gis ter aus druck ausgestellt wer den. Dieser ist 
nicht gleich zusetzen mit ei ner Ge burts ur kun -
de, be weist aber zu min dest, dass ein Kind mit 
einem be stimmten Vor namen zu einem be -
stim mten Zeit punkt und Ort geboren wurde 
und von den be ur kun deten Eltern abstammt.

Für Menschen ohne Papiere stellen die Über  -
mitt  lungspflichten nach § 87 AufenthG, de nen 
auch Standesämter unterliegen, eine wei tere 
gro ße Hürde dar. Der Aufent halts sta tus der 
El tern ist für die Ausstellung ei ner Ge burts ur -
kun de zwar nicht relevant. Stan desämter kön -
nen aber einen Da ten ab gleich mit den Daten 
der Ausländerbehörde vor nehmen, um zu 
prü  fen, ob das neu ge bo re ne Kind die deutsche 
Staats  bürgerschaft bekommen kann.

51
 Dies ist 

mög lich, wenn ein Elternteil über ein un be -
fristetes Aufent halts recht verfügt oder seit 
acht Jah ren recht mä ßig seinen gewöhnlichen 
Aufent halt in Deutsch land hat (§ 34 Abs. 1 Per -
so  nen stands ver or d nung i. V. m. § 4 Abs. 3 
Staats   an ge hö rig keitsgesetz).

49 Gerbig et al., 2018
50 Deutsches Institut für Menschenrechte, 2018
51 DCV & DRK, 2017
52 DCV & DRK, 2017

Mehr Informationen zum Recht auf eine 
Geburtsurkunde hat das Deutsche Institut 
für Menschenrechte auf einer neuen 
Website zusammengestellt:
https://www.recht-auf-geburtsurkunde.de/ 

https://www.recht-auf-geburtsurkunde.de/
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53 Gemeinsamer Bundesausschuss, 2015
54 GKV-Spitzenverband, 2015

Gesundheitliche Versorgung im Wochenbett

Nach der Geburt eines Kindes haben ge -
setz lich kran kenversicherte Frauen zwölf 
Wo chen lang An spruch auf die Betreuung 
durch eine Heb amme (§ 24d SGB V).

Die Hebammenbetreuung um fasst bei -
spiels  wei se die körperliche Un ter su chung 
der Frau und des Kindes, die Pflege von 
Ge  burts ver letzungen, die praktische An -
lei  tung zu Stillen, Säug lingspflege, Wo -
chen  bett gymnastik, die psy chosoziale Be -
treu ung, die Einleitung er for der licher 

Maß nahmen zur Verbesserung wo chen -
bett bedingter Beschwerden und die Be ra -
tung bezüglich anderer Un ter stützungs -
mög  lich keiten.

Frauen ohne Papiere haben zumeist kei -
nen Zu gang zur Wochenbettversorgung, 
da Heb am men betreuung durch die be ste -
hen  den Un ter stützungs strukturen nur 
sehr selten organisiert werden kann.

Gesundheitliche Versorgung der Neugeborenen

Kinder haben in den ersten Jahren den 
An spruch auf regelmäßige kin der ärzt li -
che Früh erkennungsuntersuchungen 
(auch „U-Untersuchungen“).

53

Für alle Früherkennungsuntersuchungen 
sind bestimmte Zeiträume vorgegeben:
• U1: direkt nach der Geburt
• U2: 3. bis 10. Lebenstag
• U3: 4. bis 5. Lebenswoche
• U4: 3. bis 4. Lebensmona
• U5: 6. bis 7. Lebensmonat
• U6: 10. bis 12. Lebensmonat.

Für Familien, die keinen geregelten 
Aufent  halts status haben, ist der Zugang 
zu kin  der ärzt licher Versorgung in der 
Praxis nicht ge ge ben.

Wenn der Vater des Kindes gesetzlich 

kran   ken ver sichert ist, kann das Kind 
über ihn bei trags frei familienversichert 
wer den. Bei fehlender Na mens gleichheit 
zwi schen Kind und Kin des va ter sind 
hierfür die Per so nen stands ver hält nis se 
durch ei ne Ge burts urkunde oder andere 
geeignete Un terlagen einmalig nach -
zuweisen.

54

Für Kinder ohne Kran ken ver si che rungs -
schutz ist in manchen Orten eine kin der -
ärzt  liche Ver sor gung über anonyme Be -
hand  lungsscheine mög lich. In einigen 
Städ  ten bietet der Kinder- und Jugend ge -
sund  heits dienst der Ge sund heits äm ter 
kin  der ärzt liche Sprechstunden an, in de -
nen auch Früh er ken nungs un ter su chun -
gen von Kin dern ohne Kran ken ver si che -
rung durch  ge führt werden können. Das 
An ge bot dieser Sprech stunden be -
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schränkt sich je doch zumeist auf die 
Früherkennung, wenn Be hand lungs be -
darf offenkundig wird, muss an andere 
Stellen wei  ter ver mit  telt wer den.

Vor allem in größeren Städten gibt es Un -
ter   stützungs strukturen, die kin der ärzt li -
che Ver sor gung anbieten oder an Kin der -
ärzt:innen wei tervermitteln, zumeist eh -
ren   amt lich oder spen denfinanziert. In 

vie  len Regionen gibt es die se Angebote 
jedoch nicht.

Kinderärztliche Versorgung zu finden ist 
in vie len Regionen auch für Familien mit 
Kran   ken versicherungsschutz schwierig, 
dies ver schärft die Situation für Familien, 
die keinen Zu gang zur Regelversorgung 
ha ben, nochmal mehr. 

55 Nationales Zentrum Frühe Hilfen: Was sind Frühe Hilfen? 
56 Sann et al., 2022

Unterstützungsmöglichkeiten für Familien mit kleinen 

Kindern

Eine niedrigschwellige Un ter stützungs -
mög lich keit für Familien mit kleinen 
Kindern ohne ge re gelten Aufent halts sta -
tus sind die Angebote der Frühen Hilfen, 
die Eltern und Familien in be lastenden Le -
bens situationen sowohl in der Schwanger -
schaft als auch nach der Geburt des Kin des 
un terstützen.

55

Angebote der Frühen Hilfen sind abhängig 
vom Wohn ort sehr unterschiedlich aus ge -
stal tet. An vie len Geburtskliniken arbeiten 
Ba bylotsen, die El tern vor oder nach der 
Ge burt eines Kindes zu bestehenden Res -
sour cen und Belastungen be fragen und an 
an dere Angebote und An lauf stel len am 
Woh nort vermitteln, die bei spiels wei se bei 
Fra gen zur Gesundheit und Ent wick lung 
des Kindes oder zu finanziellen Hilfen be -
ra  ten und bei psychosozialer Belastung 

un  ter stützen.

In vielen Orten gibt es im Rahmen der Frü -
hen Hil fen zudem Familienhebammen, die 
auf  su chend tätig sind und Eltern län ger -
fristig bei der All tagsgestaltung helfen 
kön nen.

56
 Sie geben In for mationen und 

An leitung zu Pflege, Er näh rung und Ent -
wick lung des Kindes, unterstützen bei der 
In ter aktion mit dem Säugling und ste hen 
bei Fragen zu gesundheitlichen Themen 
zur Verfügung.

Die Gesundheitsfachkräfte, die im Rahmen 
der Frü hen Hilfen tätig sind, unterliegen 
der Schwei gepflicht und dürfen keine Da -
ten an Po li zei oder Ausländerbehörde wei -
ter geben. Eine Ver mittlung an Fa mi lien -
heb ammen kann durch Anonyme Be hand -
lungs schein- und Clea ring stellen oder 
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Schwan ger schafts be ra tungs stel len er fol -
gen.

Es ist bislang aber nicht überall si cher ge -
stellt, dass bei Antragstellung auf Un ter -
stüt zung durch eine Familienhebamme 
kei ne per sön li chen Daten der Familien an 
die Sozialbehörden wei tergegeben wer -
den. Zu betonen ist darüber hi naus, dass 
Fa milienhebammen den fehlenden Zu gang 
zur Hebammenbetreuung in der Schwan -
ger  schaft und im Wochenbett nicht kom -
pen sieren können, da sie im Rahmen ihrer 
Tä  tigkeit keine Gesundheitsleistungen 
nach SGB V anbieten. 

Die „Bundesstiftung Mutter und Kind“ 
un terstützt schwangere Frauen, die über 
kei ne ausreichenden finanziellen Mittel 
ver fügen, finanziell. Die Antragstellung 
auf Mittel der Stiftung erfolgt während 
der Schwangerschaft im Rahmen einer 
per sönlichen Beratung bei einer Schwan -
ger schaftsberatungsstelle. Nach der Ge -
burt des Kindes ist eine Antragstellung 
nicht mehr möglich, ein Rechtsanspruch 
auf Unterstützung durch Mittel der Bun -
des stiftung besteht nicht.

Fachpolitische Forderungen

Das vorliegende Arbeitspapier zeigt, dass 
für schwangere Frauen ohne Papiere nach 
wie vor große Hürden beim Zugang zu ge -
sund heitlicher Ver sorgung und Un ter stüt -
zung rund um Schwangerschaft und Ge -
burt bestehen.

Ob sie eine leitliniengerechte Schwanger -
schafts  vorsorge und einen sicheren Ent -
bin  dungs platz erhalten, ist oft eine Frage 
von re gio nal bestehenden Ver ein ba run -

gen und zu meist ehrenamtlich agierenden 
Un  ter  stüt zer:innenstrukturen.

Für die neugeborenen Kin der ist der Zu -
gang zu Früh er ken nungs un ter suchungen 
und kin der ärzt licher Versorgung nicht si -
cher gestellt. Die Ge burtenregistrierung 
er  folgt oft verspätet und ist mit der Sorge 
vor Auf deckung und Ab schie bung ver -
bunden. 
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Gesundheitliche Versorgung ohne Aufdeckung des Aufenthaltsstatus 

ermöglichen – Übermittlungspflichten einschränken

Das Katholische Forum Leben in der Il le ga li -
tät hat einen konkreten Vorschlag ent -
wickelt, welche Änderungen im 
AufenthG und im AsylbLG hierfür er for -
der lich sind:

57

Aufenthaltsgesetz,
§ 87 „Übermittlungen an 
Ausländerbehörden“:
(1) Öffentliche Stellen mit Ausnahme 
von Schu len sowie Bildungs- und Er zie -
hungs  ein rich tungen und Stellen, wenn 
sie Leistungen zur Sicherung der Ge -
sund heit sowie bei Krank heit, Schwan -
ger schaft und Geburt er brin gen oder 
ge währen, haben ihnen be kannt ge wor -
de ne Umstände den in § 86 Satz 1 ge -
nann ten Stellen auf Ersuchen mit zu tei -
len, soweit dies für die dort genannten 

Zwecke erforderlich ist. Die in § 86 Satz 1 
ge  nann ten Stellen dürfen Daten, die sie 
auf  grund oder im Zusammenhang mit 
dem Be such von Bildungs- und Er zie -
hungs  ein rich tungen oder der Gewährung 
und Erbringung von Leistungen zur Si -
che rung der Ge sund heit sowie bei Krank -
heit, Schwangerschaft und Geburt er hal -
ten, nicht nutzen oder wei ter ver ar -
beiten.

Asylbewerberleistungsgesetz,
§ 11 „Ergänzende Bestimmungen“:
„(3) Die zuständige Behörde überprüft 
die Per sonen, die Leistungen nach die -
sem Gesetz be ziehen, auf Über ein stim -
mung der ihr vor lie genden Daten mit 
den der Aus län der be hör de über diese 
Per sonen vorliegenden Da ten. Sie darf 
für die Überprüfung nach Satz 1 Na me, 
Vor name (Rufname), Geburtsdatum, Ge -
burts ort, Staatsangehörigkeiten, Ge -
schlecht, Familienstand, Anschrift, 
Aufent  halts status und Aufenthaltszeiten 
die ser Per so nen sowie die für diese Per -
so nen ein ge gan ge nen Verpflichtungen 
nach §68 des Aufent halts gesetzes der zu -
stän digen Auslän der be hör de über mit -
teln. Die Ausländerbehörde führt den Ab -
gleich mit den nach Satz 2 über mit telten 
Da ten durch und übermittelt der zu stän -
di gen Behörde die Ergebnisse des Ab -
gleichs. Die Ausländerbehörde über mit -
telt der zuständigen Behörde ferner Än -

57 Katholisches Forum Leben in der Illegalität, 2022

Um eine grundlegende Verbesserung im 
Zu  gang zu gesundheitlicher Versorgung 
rund um Schwan gerschaft und Geburt für 
Frau en ohne Pa piere zu erzielen, ist die 
Ein schränkung der Über mittlungspflichten 
nach § 87 Au fent halts ge setz unumgänglich. 
Die ses Vorhaben ist im Ko alitionsvertrag 
der Regierungsparteien fest ge schrieben 
und ist nun zeitnah umzusetzen. Nur so 
kön nen Frauen ohne geregelten Aufent -
halts  status und ihre neugeborenen Kinder 
oh ne Angst vor Aufdeckung und Ab -
schiebung ge sund heitliche Versorgung in 
An spruch nehmen.
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de rungen der in Satz 2 genannten Daten. 
Die Über prü fun gen können auch re gel -
mä ßig im Wege des auto matisierten Da -
ten abgleichs durch ge führt werden. Die 
Aus länderbehörden dürfen Da ten, die die 
zu ständigen Stellen bei der Ge währung 

oder Erbringung von Leistungen nach § 4 
oder zur Sicherung der Gesundheit nach 
§ 6 übermittelt haben, nicht nutzen oder 
weiterleiten“. 

Asylsuchende Menschen, Personen mit 
ei ner Dul dung, vollziehbar aus rei se -
pflich tige Per so nen sowie deren Fa mi -
lien angehörige ha ben in den ersten 18 
Mo naten ihres Aufent halts nur An -
spruch auf eine eingeschränkte me di zi -
ni sche Versorgung nach §§ 4 und 6 
Asyl  bewerberleistungsgesetz. 

Leistungen im Zusammenhang mit 
Schwan  ger schaft und Geburt sind vom 
Asyl  be wer ber leistungsgesetz zwar 
recht lich im Umfang des Leistungs an -
spruchs gesetzlich kran ken ver sicherter 
Frau en abgedeckt, dennoch bringt die -
ses Sonderrecht für geflüchtete Men -
schen auch für schwangere Frauen in 
der aufenthaltsrechtlichen Illegalität 
viel  fäl ti ge zusätzliche Hürden beim Zu -

gang zu ge sund heitlicher Versorgung mit 
sich. Diese rei chen von der Unsicherheit 
be handelnder Ärzt:innen darüber, wel -
che Leistungen das AsylbLG abdeckt, bis 
zu der vielerorts nach wie vor be ste hen -
den Notwendigkeit, vor dem Arzt besuch 
ei nen Krankenschein zu be an tragen.

Statt eines Sonderrechts für geflüchtete 
Men  schen mit eingeschränkten 
Leistungs  an sprü chen braucht es die Ein -
be ziehung aller Per so nengruppen, die 
ak tuell unter das AsylbLG fallen, in das 
So zialgesetzbuch V und ei nen Anspruch 
auf gesundheitliche Ver sor gung nach 
dem Leistungskatalog der ge setz li chen 
Kran kenversicherung.

Asylbewerberleistungsgesetz abschaffen, Leistungseinschränkungen 

zurücknehmen

Bis die Übermittlungspflichten nach § 87 
Aufent  halts gesetz eingeschränkt sind und die -
se ge setz li che Änderung bei allen zuständigen 
Stel len, den Mit arbeitenden und Menschen 
oh ne geregelten Aufent haltsstatus bekannt ist 

und konsequent um ge setzt wird, muss durch 
an dere Maßnahmen si cher gestellt werden, 
dass Frauen ohne Papiere Zu gang zu allen not -
wen digen Gesundheitsdiensten rund um 
Schwan gerschaft und Geburt haben.
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Kostenfreie Schwangerschaftsvorsorge durch den Öffentlichen Gesundheitsdienst 

ausbauen

In allen Bundesländern sollte die so zial kom -
pen  sa to ri sche Versorgung von Menschen, die 
kei nen Zu gang zur Regelversorgung haben, in 
die Ge sund heits dienstgesetze aufgenommen 
wer den. Im Zuge der Weiterentwicklung des 
ÖGD sollten flä chen deckend Angebote der 
Schwan ge ren vor sor ge, der Wo chen bett be -
treu ung und der kin der ärztlichen Ver sorgung 
für Men schen oh ne Kran ken ver si che rung 
auf ge baut werden.

Wenn es zu einem flächendeckenden Ausbau 
die  ser An gebote kommt, ist wichtig si cher zu  -
stel len, dass die medizinische Versorgung 
leit  li niengerecht er folgt, dass die An lauf -
stellen am Ge sundheitsamt ei ne fach ärzt liche 
gy nä ko lo gi sche Expertise vorhalten und dass 
sie über die tech nische Ausstattung ver  fü gen, 
um eine ad äqua te Schwan ge ren vor sorge nach 
den Mut ter schafts richtlinien mit Ul tra schall -
un ter su chungen, Blut ent nah men, Abstrich- 
und Urin un  ter suchungen so wie CTG-

Untersuchungen ge   währ lei sten zu kön nen. 
Eine kostenlose Schwanger  schafts vor sorge 
beim Öffentlichen Ge sund heits dienst muss 
dem Standard der Re gel ver sor gung ent -
sprechen, die Etablierung ei ner Zwei-Klassen-
Me dizin mit einer nur ein ge schrän k ten me di -
zi ni schen Betreuung bei den An laufstellen des 
Öf fent li chen Ge sund heits  dien stes ist auf jeden 
Fall zu ver mei den.

Wichtig ist zudem, dass Angebote der kosten  -
lo sen Schwan gerschaftsvorsorge beim Öf  fent -
li chen Ge sund heitsdienst eng mit ei ner Clea -
ring stel le zu sam men arbeiten, die schwan gere 
Frau en bei der Auf nah me oder Wie -
deraufnahme in ei ne Krankenkasse un ter -
stützen kann. Auch ei ne Kooperation der An  -
lauf stelle mit nie der ge las senen Me di zi -
ner:innen ist wich tig, sodass ein rascher 
Wech sel in die Re gel ver sor gung ge währ leistet 
ist, sobald ein Kran ken ver si che rungs schutz 
hergestellt werden konnte.

Clearingstellen einrichten und finanzieren

Clearingstellen, die Menschen ohne Kran ken -
ver  si che rungsschutz dabei unterstützen, Zu -
gang zur re gu lären Gesundheitsversorgung 
zu erhalten, sollten flä chendeckend und dau -
er haft eingerichtet werden.

Clea  ringstellen sollten die Möglichkeit 
haben, ano  ny me Behandlungsscheine 
auszustellen. Hier für sind ausreichend 

Bundes- oder Lan des mittel zur Ver fügung zu 
stellen. Em pfeh lungen zur Aus ge stal tung von 
Clearingstellen für Menschen ohne Kran ken -
ver si che rungs schutz hat die BAG Gesundheit/
Il le galität ge mein sam mit der Bun des ar beits -
ge mein schaft Ano nyme Behandlungsschein- 
und Clea ring stel  len für Menschen ohne 
Kran ken ver si che rungs  schutz (BACK) 
erarbeitet.

58

58 Bundesarbeitsgruppe Gesundheit/Illegalität & Bundesarbeitsgemeinschaft Anonyme Behandlungsschein- und Clearingstellen für 
Menschen ohne Krankenversicherungsschutz (BACK), 2022
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Kostenerstattung von Geburten ermöglichen

Eine Umkehr der Beweislast über die 
Bedürftigkeit von Menschen ohne Kran -
ken ver si cherungsschutz von den 
Krankenhäusern auf die Sozialbehörden 
würde die Belastung der Kran kenhäuser 
senken und so ihre Bereitschaft er höhen, 
im Notfall schnell und unkompliziert Hil fe 
zu leisten. Sicherzustellen ist zudem, dass 
der Anspruch auf Kostenerstattung für den 
ge sam ten Behandlungszeitraum gilt.

Die Deutsche Krankenhausgesellschaft hat 
hier für einen konkreten For mu lie rungs vor -
schlag für Än de rungen in § 6a AsylbLG er -
ar bei tet:59

„Hat jemand in einem Eilfall einem anderen 
Lei stungen erbracht, die bei rechtzeitigem 
Ein set zen von Leistungen nach den §§ 3, 4 
und 6 nicht zu erbringen gewesen wären, 
sind ihm die angemessenen Aufwendungen, 

die ihm wäh rend des gesamten Be hand -
lungs zeitraumes ent stehen, zu erstatten, 
wenn er sie nicht auf Grund rechtlicher 
oder sittlicher Pflicht selbst zu tragen hat. 
Dies gilt nur, wenn die Er stat tung 
innerhalb angemessener Frist beim zu stän -
digen Träger des Asyl be wer ber lei stungs ge -
set zes beantragt wird. In medizinisch un ab -
weis baren Notfällen wird die 
Hilfebedürftigkeit und Leistungs be rech ti -
gung des Patienten zu gun sten des Kran -
ken hauses vermutet.“

Ein weiterer wichtiger Schritt, um die 
Kosten er stat tung von Entbindungen im 
Kran kenhaus zu ermöglichen, ist die Ein -
richtung lan des wei ter und ausreichend fi -
nan zierter Ent bin dungs fonds für Frauen 
ohne Kran ken ver si che rungs schutz.

58 Bundesarbeitsgruppe Gesundheit/Illegalität & Bundesarbeitsgemeinschaft Anonyme Behandlungsschein- und Clearingstellen für 
Menschen ohne Krankenversicherungsschutz (BACK), 2022
59 Deutsche Krankenhausgesellschaft, 2020

Kostenübernahme für Schwangerschaftsabbrüche ermöglichen

Auf Anfrage sind die Daten der Frauen zu 
Ab rech nungszwecken von den Kran ken -
kas sen ano nymisiert wei ter zu ge ben. Über 
die be ste hen den Ver ein ba rungen ist re -
gel mäßig zu in for mieren. Alternativ kann 
die Kosten über nah me für Schwan ger -
schafts abbrüche auch über die Vergabe 
Anonymer Behandlungsscheine er folgen.

In allen Bundesländern sollten die 
zuständigen Lan desbehörden Ver ein ba -
rungen mit den Kran kenkassen ab schlie -
ßen, die beinhalten, dass Mittellosigkeit 
und gewöhnlicher Aufent halt von 
schwan ge ren Frauen, die die Kosten über -
nahme für einen Schwan ger schafts ab -
bruch be an tra gen, durch formlose Selbst -
er klä rung oder durch eine 
Beratungsstelle be schei nigt werden 
können.
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Abschiebung und Umverteilung in Schwangerschaft und Mutterschutz 

unterbinden

Der Zeitraum, in dem schwangere 
Frauen eine Dul dung erhalten können, 
ist in allen Bun des län dern analog zur 
Regelung in Berlin auf drei Mo nate vor 
und drei Monate nach der Geburt aus -
zuweiten. Im Aufenthaltsgesetz ist zu 
ver an kern, dass eine Abschiebung im 
Mut ter schutz rechtswidrig ist. 
Grundsätzlich sollte ei ne Aussetzung 
von Abschiebungen während der 
gesamten Schwangerschaft gesetzlich 
fest ge schrieben werden. Darüber hinaus 
muss si cher gestellt werden, dass die 

gelhaft dazu aufgefordert werden, einen 
DNA-Test zum Vaterschaftsnachweis vor -
zu legen, um eine missbräuchliche 
Anerkennung der Vaterschaft aus zu -
schlie ßen, ist zu un terbinden.

Um sicherzustellen, dass Kinder von 
Frauen ohne Papiere eine Geburtsurkunde 
erhalten, sind auch die Standesämter von 
der Über mitt lungs pflicht nach § 87 
Aufenthaltsgesetz aus zu nehmen. Dass 
schwangere Frauen ohne Papiere re -

Recht auf Geburtenregistrierung sicherstellen 

Duldung für den ge samten Zeitraum der 
Mutterschutzfristen er teilt wird.

Von Frauen im dritten Trimester der 
Schwan ger schaft einzufordern, dass sie 
wiederholt in kur zer Zeit in der 
Ausländerbehörde vor spre chen, ist nicht 
akzeptabel. Bei schwangeren Frau en, die 
bereits einen Bezugspunkt zu ei nem Ort 
haben, sind Umverteilungen im Zeit -
raum drei Monate vor und drei Monate 
nach der Geburt auszusetzen.

An trag stellung auf Unterstützung durch 
eine Fa mi lienhebamme keine per -
sönlichen Daten der Fa milien an die 
Sozialbehörden weitergegeben werden.

Damit auch Familien ohne geregelten 
Aufent halts status die Unterstützung der 
Frühen Hil fen erhalten können, ist 
durch das Nationale Zen trum Frühe 
Hilfen und die Lan des ko or di -
nierungsstellen sicherzustellen, dass bei 

Unterstützungsmöglichkeiten für Familien mit kleinen Kindern
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Kontakte Clearing- und Anlaufstellen für Menschen ohne 

Krankenversicherungsschutz

Die Bundesarbeitsgemeinschaft Anonymer 
Behandlungsschein und Clearingstellen für 
Menschen ohne Krankenversicherung 
(BACK) hat hier eine Liste von Clea ring stel -
len veröffentlicht. Clearingstellen beraten 
und unterstützen Menschen ohne Kran ken -
versicherung dabei, Zugang zu ge sund heit li -
cher Versorgung zu bekommen:

https://anonymer-behandlungsschein.de/

Das Bündnis „Gesundheit für Alle“ hat hier 
eine Liste von Anlaufstellen für Menschen 
ohne Krankenversicherung und Menschen 

ohne Papiere veröffentlicht:

http://www.gesundheit-ein-
menschenrecht.de/kontaktstellen 

Auf der bundesweiten Medibüro-Website 
finden Sie hier ein Verzeichnis aller Me di -
bü ros und Medinetze, die medizinische Hil -
fen für Migrant:innen ohne Kran ken ver si -
che rung vermitteln, zumeist ehrenamtlich 
und auf Spendenbasis:

https://medibueros.org/

Kontakte Schwangerschafts- und Schwangerschaftskonfliktberatungsstellen

Ortsnahe Schwangerschafts- und Schwan -
ger schaftskonfliktberatungsstellen können 
in der Datenbank der Bundeszentrale für 
ge sundheitliche Aufklärung (BZgA) mittels 
Post leitzahlensuche recherchiert werden. 
Man kann die Suche einschränken auf staat -
lich anerkannte Schwan ger schafts kon flikt -
be ratungsstellen, die Beratungsscheine 

ausstellen, die die Voraussetzung für einen 
Schwan gerschaftsabbruch nach der Be ra -
tungs regelung sind:

https://www.familienplanung.de/beratung/
beratungsstelle-finden/

Kontakte Frühe Hilfen

Ortsnahe Angebote der Frühen Hilfen kön -
nen auf der Website des Nationalen Zentrum 
Frü he Hilfen mittels Postleitzahlensuche 
recherchiert werden:

https://www.elternsein.info/fruehe-hilfen/
suche-fruehe-hilfen/ 

Anhang

https://anonymer-behandlungsschein.de/
http://www.gesundheit-ein-menschenrecht.de/kontaktstellen 
https://medibueros.org/
https://www.elternsein.info/fruehe-hilfen/suche-fruehe-hilfen/
https://www.familienplanung.de/beratung/beratungsstelle-finden/
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Glossar

• Anonymer Behandlungsschein
Der Anonyme Behandlungsschein (oder: Ano -
nymer Krankenschein) ist ein Kon zept, um 
Menschen in der auf ent halts recht lichen Il le -
ga lität und Menschen oh ne Kran ken ver si -
cherungsschutz auf lo kaler Ebene kurz fristig 
und ohne die Preis gabe per so nen be zo gener 
Daten Zu gang zum Ge sund heits sys tem in 
Deutsch land zu ermöglichen. Der Ano ny me 
Behandlungsschein soll die freie Wahl von 
Ärzt:in und Therapeut:in und ei ne Be handlung 
auf dem Niveau der Ge  setz li chen Kran ken kas -
sen ge währ leisten. 

• Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG)
Das Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) re -
gelt den Leistungsbezug von Per sonen im 
Asyl verfahren, geduldeten und aus rei se pflich -
tigen Personen sowie wei teren Per so nen -
gruppen, sofern sie hilfs bedürftig sind. Das 
Gesetz legt die Höhe und Art von Geld- und 
Sach leistungen für Unterkunft, Er näh rung, 
Kleidung, Hygienebedarf, me di zi ni sche 
Versorgung und Leistungen für den per -
sönlichen Bedarf fest. Menschen, die An spruch 
auf Leistungen nach dem Asyl  be wer ber lei -
stungs gesetz haben, sind von an de ren So zial -
lei stungen wie der Sozialhilfe nach dem SGB 
XII oder dem Bürgergeld nach dem SGB II aus -
ge schlossen und be kom men im Ver gleich 
deut lich geringere Leistungen.

• Aufenthaltsgesetz (AufenthG)
Das Aufenthaltsgesetz regelt den Auf ent halt 
von Ausländer:innen in Deutsch land und ent -
hält Bestimmungen zur Einreise, zum Aufent -
halt, zur Er werbs tätigkeit, zur Aufent halts be -

en di gung und zur Durch set zung einer Aus rei -
sepflicht. Ziel des Aufent halts ge setzes ist die 
Steuerung und Be gren zung von Zuwanderung. 
EU-Bürger:innen fal len nicht unter das 
Aufenthaltsgesetz.

• Clearingstellen
Clearingstellen beraten und un ter stützen 
Men schen ohne ausreichenden Kran ken ver -
sicherungsschutz. Sie helfen bei der Iden -
tifizierung und Durch setzung von 
Leistungsansprüchen und ver suchen einen Zu -
gang zu Regel ver sor gung herzustellen. Ei nige 
Clea ring stellen vermitteln zudem in me -
dizinische Behandlung und ermöglichen ei ne 
Finanzierung der Be hand lungs kosten. Be -
stehende Clearingstellen un ter scheiden sich in 
ihrer Ausgestaltung, Fi nanzierung, Aus -
stattung und Hand lungsoptionen ak tu ell 
jedoch stark.

• Frühe Hilfen
Frühe Hilfen sind niedrigschwellige An ge bo te 
für Eltern ab der Schwan ger schaft und Fa mi -
lien mit Kindern bis drei Jah re, die sich ins -
besondere an Familien in belasteten Le bens -
lagen richten. Sie bie ten Eltern Un ter stüt zung, 
Beratung und Begleitung. An ge bo te der 
Frühen Hil fen sind sehr heterogen aus -
gestaltet und sind in verschiedenen Sys te men 
an ge dockt, zum Beispiel im Ge sund heits we -
sen, in der Schwan ger schafts be ra tung, der 
Frühförderung und der Kin der- und Ju gend -
hil fe. Zu den Angeboten der Frü hen Hilfen 
gehören unter an de rem die Ba by lots:innen 
und die Fa mi lien hebammen: Ba bylots:innen 
sind in Ge burts kliniken tä tig, sie geben Aus -
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kunft über so zial recht li che Leistungs an sprü -
che und vermitteln bei Be darf an wei tere 
soziale und fa mi lien be zo ge ne Hil fen. 
Familienhebammen un ter stüt zen Familien bei 
Bedarf schon während der Schwan gerschaft 
bis zu einem Jahr nach der Ge burt eines 
Kindes. Sie gehen in die Fa mi lien und helfen 
den Eltern bei der All tags ge staltung, geben In -
for ma tionen und An lei tung zu Pflege, Stil len, 
Ernährung, Ent wick lung und Ge sund heit des 
Kindes. Darüber hi naus um fassen die Frühen 
Hilfen auch wei te re Angebote wie die 
sogenannten „Will kom mensbesuche“ und 
lokale El tern te le fone.

• Nothelferparagraph (§ 6a AsylbLG)
Der sogenannte „Nothelferparagraph“ soll si -
cherstellen, dass Krankenhäuser eine rück -
wirkende Kostenerstattung er hal ten für 
notfallmäßig erbrachte Lei stun gen, in de nen 
das Sozialamt nicht vor ab ver stän digt werden 
kann. Die Auf wendungen des Kran kenhauses 
kön nen dann in gebotenem Um fang durch den 
Träger der Sozialhilfe er stattet werden.

• Öffentlicher Gesundheitsdienst (ÖGD)
Der Öffentliche Gesundheitsdienst (ÖGD) um  -
fasst Einrichtungen der Ge sund heits ver  wal -
tung auf Bundes-, Länder- und kom  mu na ler 
Ebene. Der ÖGD hat die Aufgabe, die Ge -
sundheit der Be völ ke rung zu schützen, zu 
fördern und zu er halten. Auf kom mu na ler 
Ebene sind die Gesundheitsämter unter an -
derem für die Überwachung von In fek tions -
krank heit en, die Durchführung von Im -
pfungen, die Beratung und Aufklärung zu Ge -
sundheitsthemen sowie die Pla nung und Um  -
setzung von Maßnahmen zur Ge sund heits -

förderung zuständig. Der ÖGD arbeitet eng mit 
anderen Ge sund heitseinrichtungen wie Kran -
ken häu sern, Arztpraxen und Pfle ge ein rich -
tungen zusammen und ist ins be son dere in 
Krisensituationen wie Pan de mi en oder 
Naturkatastrophen von großer Be deu tung.

• Schwangerschafts- und Schwan ger schafts -
konfliktberatungsstellen 
Schwangerschafts- und Schwan ger schafts kon -
fliktberatungsstellen beraten und un ter -
stützen Frauen und Paare in allen Fragen rund 
um Schwangerschaft, Geburt und Fa mi -
lienplanung. Die Be ra tung ist kostenlos, ver -
traulich und auf Wunsch anonym. Schwan ger -
schafts be ra tungsstellen beraten u.a. zu Be zie -
hungs problemen, Sexualität, Ver hü tungs me -
tho den, vorgeburtlichen Un ter su chungen, fi -
nan ziellen Hilfen, Mut ter schutz und Rechten 
im Arbeitsleben, Um  gang mit dem Säugling, 
Kin der ta ges be treu ung und anderen Fragen 
rum um Schwan ger schaft und Geburt. Bei un -
ge plan ten und un gewollten Schwan ger schaf -
ten un ter stüt zen sie bei der Ent schei -
dungsfindung für oder gegen eine Fort setzung 
der Schwan ger schaft. Vor ei nem Schwan ger -
schafts ab bruch, der in nerhalb der ersten 
zwölf Wo chen nach Befruchtung erfolgen 
muss, ist ei ne Schwan ger schafts kon flikt be ra -
tung ver pflich tend. Nach Abschluss des Ge -
sprächs wird eine Be ra tungs be schei ni gung 
aus  gestellt, die einen straffreien Schwan  ger -
schaftsabbruch sicherstellt. Die Be ra tungs be -
schei nigung stellen nicht alle Schwan ger -
schafts be ra tungs stel len aus, son dern nur 
staat lich anerkannte Schwan ger schafts kon -
flikt  be ratungsstellen. Ge setz lich verankert 
sind Schwangerschafts- und Schwan ger -
schafts konfliktberatung in §§ 2 und 3, in §§ 5, 
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Ärzte der Welt, 2021
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6 und 7 des Schwan ger schafts konfliktgesetzes 
(SchKG) sowie in §§ 218a, 219 Strafgesetzbuch 
(StGB).

• Schweigepflicht (§ 203 StGB)
Die Schweigepflicht gemäß § 203 Straf ge setz -
buch (StGB) besagt, dass Per so nen, die auf -
grund ihrer beruflichen Tä tig keit Kennt nis 
von Geheimnissen er lan gen, diese nicht un -
befugt offenbaren dür fen. Die Schwei ge pflicht 
gilt u.a. für Ärzt:innen, Zahn ärzt:innen, Psy -
cho the ra peut:innen, Heb am men, Pfle ge fach -
kräf te und Angehörige ei nes anderen Heil -
berufs, der für die Be rufs aus übung oder die 
Führung der Be rufs be zeich nung eine staatlich 
geregelte Aus bil dung erfordert, für staatlich 
anerkannte So  zialarbeiter:innen oder So zial -
pä da gog:innen und für Ehe-, Familien-, Er zie  -

hungs- oder Jugendberater:innen so wie Be ra -
ter:innen für Suchtfragen in einer staat lich 
anerkannten Be ra tungs stel le. Die Ge heim nisse 
können sowohl per sönlicher als auch 
geschäftlicher Na tur sein und müssen von den 
Fach kräf ten als vertraulich be han delt werden. 
Ver stöße gegen die Schwei ge pflicht kön nen 
strafrechtlich verfolgt werden.

• SGB V
Das fünfte Sozialgesetzbuch (SGB V) regelt die 
gesetzliche Kran ken ver si che rung in Deutsch -
land. Das SGB V enthält Be  stim mun gen über 
die Leistungen der Kran  ken kas sen, die Rechte 
und Pflich ten der Ver si cher ten sowie die Or -
ga ni sa tion und Fi nan zie rung des Ge sund -
heitssystems.
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